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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 14. Juli 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
236, Sitzung am 14. Juli 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 29. Juni 1961 verabschiedeten 


Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 

— Drucksachen 889, 2887 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 14. Juli 1961 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 30. Juni 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2970 


Deutschier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Zweiten Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 


1. Zu Artikel 1 Nr. 4 

In Artikel 1 Nr. 4 ist der Buchstabe b (Einfügung 
eines neuen Absatz 3 in § 9) zu streichen. 

Begründung 

Der neue Absatz 3 des § 9 des Bunde, sevakuierten- 
gesetzes entspricht nicht den Erwartungen der Län- 
der. Hinsichtlich der Bereitstellung von öffentlichen 
Mitteln für den Wothnungsbau durch den Bund ent- 
hält das Gesetz lediglich die Befugnis für den Bun- 
desminister für Wohnungsbau, Auflagen zugunsten 
der Evakuierten zu erlassen. Diese Auflagen sollen 
bei der Verteilung der Bundesmittel giemacht wer- 
den, die ohnedies auf Grund des § 18 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes für den allgemeinen sozialen 
Wphnungsbau zur Verfügung zu stellen sind. 

Damit entfällt die Unterteilung der Nr. 4. 


2. Nach Artikel 1 Nr. 4 

Nach Artikel 1 Nr. 4 ist eine neue Nr. 5 einzufü- 
gen mit folgendem Wortlaut: 


,5. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingeifügt: 

n§ 9 a 

Bereitstellung von Bundesmitteln 

An den für die Rückführung und Betreuung 
der innerhalb der Länder zurückzuführenden 
oder am Aufenthaltsort zu betreuenden Personen 
erforderlichen Wohnungslbaumitteln beteiligt 
sich der Bund von 1962 an durch Bereitstellung 
von Sonde rmitteln in angemessener Höhe.'' ' 

Begründung 

Der Bund hat sich bisher an der Finanzierung des 
Wohnungsbaues für die sogenannten Binnenevaku- 
ierten (innerhalb der Länder) nicht beteiligt. Das 
vorliegende Gesetz bringt eine Änderung insofern, 
als nunmehr auch an den Zufluchtsorten eine wohn- 
raummäßige Versorgung sichergestellt werden soll. 
Die Evakuierung ist als eine Kriegsfolge anzusehen, 
so daß eine Beteiligung des Bundes an der Finan- 
zierung gerechtfertigt ist. Die Höhe der Beteiligung 
des Bundes wird Verhandlungen zwischen Bund 
und Ländern wie in anderen Fällen überlassen blei- 
ben können. 

Die Bezifferung der Nummern 5 ff. ist entsprecheind 
zu ändern. 
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